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Kooperationsanforderungen für E-Government: 
Ist die Verwaltung ausreichend netzwerkfähig? 
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Die Effizienz- und Effektivitätspotenziale 
von E-Government können insbesondere 
dann realisiert werden, wenn es zu neuen 
Formen behördenübergreifender ver-
netzter Zusammenarbeit kommt. In der 
praktischen Umsetzung liegt jedoch hier 
das Dilemma, da mit zunehmendem 
Vernetzungsgrad die Anforderungen an 
das Management für die Umsetzung 
steigen. Insbesondere müssen Verwal-
tungen in mehrerlei Hinsicht koopera-
tionsfähig sein, was sich mit dem Ansatz 
der Netzwerkkompetenz erfassen lässt. 
Dieser wurde bisher noch nicht auf 
E-Government übertragen, was am 
Beispiel eines Projektes der Metropolre-
gion Hamburg vorgenommen wird, bei 
dem örtliche Verwaltungszuständigkeiten 
aufgehoben werden sollten. Im Ergebnis 
zeigt sich, dass die Beteiligten insgesamt 
noch zu wenig netzwerkfähig für solch 
ambitionierte E-Government-Vorhaben 
sind, wenngleich auf der individuellen 
Ebene das erforderliche fachliche Wissen 
vorhanden ist.

Umzug unter Beteiligung von ca. 200 Kom-
munen zu ermöglichen. Es war ge plant, 
dass Bürgerinnen und Bürger sich bei 
einem Umzug in jeder Kommune der ge-
samten Metropolregion an- und abmelden 
und auch die damit im Zusammenhang 
stehenden Prozesse im Kfz-Zulassungsbe-
reich abwickeln können. Es verwundert 
kaum, dass die Umsetzung eines solch 
ambitionierten Vorhabens – nicht zuletzt 
aufgrund der Vielzahl der Beteiligten – nicht 
reibungslos verläuft. Vielmehr bedarf es 
eines auf die Entstehung des Netzwerks 
ausgerichteten Managements und der Er-
füllung weiterer struktureller Anforde-
rungen, die Verwaltungen im Kontext von 
E-Government vielfach noch erlernen müs-
sen. Dieser Aspekt wird im Folgenden un-
ter dem Begriff Netzwerkkompetenz dis-
kutiert, der auf E-Government angewendet 
wird. Vor diesem Hintergrund wurde eine 
Umfrage bei den Projektbeteiligten der 
 Metropolregion durchgeführt, um die Ko-
operationsfähigkeit zu analysieren. Ab-
schliessend werden einige generelle Hand-
lungsempfehlungen für die Umsetzung von 
vernetzten E-Government-Projekten in 
Mehrebenensystemen abgeleitet. 

Spielarten des vernetzten 
E-Government
Die Potenziale von E-Government kom-
men erst dann zum Tragen, wenn sie ge-
nutzt werden, um neue Produktionsmo-
delle aufzubauen, die vielfach auf vernetzte 
Leistungsstrukturen hinauslaufen. Dabei 
zeigt sich, dass Verwaltungsarbeit im Kon-
text von E-Government zerlegt und zu 
neuen Prozessketten mit neuer Arbeitstei-
lung zusammengesetzt wird, sodass neue 
Produktionsstrukturen entstehen. Mittler-
weile haben sich im Kontext von E-Gov-
ernment vielfältige Formen der vernetzten 
Leistungserbringung herausgebildet, die 
zumindest in diversen Pilotierungen schon 
empirisch sichtbar sind. Ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit und Überschneidungs-
freiheit sind insbesondere folgende Spiel-
arten der Vernetzung beobachtbar:   
– Prozessketten, z.B. elektronische Ver-

kettung zwischen Unternehmen und 
Verwaltung zwecks Bürokratieabbaus,  

– Shared Service Center, z.B. zur Zusam-
menfassung gleichartiger Unterstüt-
zungsprozesse zwecks Effizienzsteige-
rung, 

– Auslagerung von Verwaltungsprozes-
sen, z.B. Übertragung von Front-Office-
Funktionen auf private Träger,

– Trennung von Front und Back Office, 
z.B. zur Realisierung eines One-Stop-
Government zwecks Zugangsverbesse-
rung für einzelne Zielgruppen,

– virtuelle Organisation, z.B. Zusammen-
arbeit im Verbund, wie es in der Metro-
polregion Hamburg geplant war. 

Ohne im Einzelnen auf die jeweiligen For-
men, Vorteile, weiteren Modernisierungs-
potenziale und empirischen Befunde an 
dieser Stelle einzugehen, zeichnet sich ab, 
dass die neuen Varianten der Vernetzung 
sich grundlegend von bisherigen Koope-
rationsformen unterscheiden. Im Kern 
stellen alle Modelle hohe Anforderungen 
an die Prozessgestaltung, Interoperabilität 
und Governance-Struktur, sodass es mit 
einer Softwareanwendung nicht getan ist. 
Erforderlich ist vielmehr eine Gesamtarchi-
tektur, die auf vernetzte Formen der Leis-
tungserstellung ausgerichtet ist, bei der 
organisatorische wie technische Elemente 
eng aufeinander bezogen werden: Dazu 
zählen insbesondere Prozessregister, di-
verse Datenstandards, die gemeinsame 
Nutzung von sogenannten E-Government-
Basiskomponenten, wie Webservices 
oder Authentifizierungsfunktionen, Zu-
ständigkeitsfinder etc. Nicht zuletzt bedarf 
es diverser neuer Governance-Mechanis-
men, z.B. Service Level Agreements zwi-
schen den Beteiligten, Festlegungen über 
Qualität, Kosten(neu)verteilungen und Re-
gelungen über die Neuverteilung von Ver-
antwortlichkeiten. 

Die neuen Architekturen funktionieren 
jedoch erst dann, wenn sie in die Verwal-
tungsrealität eingepasst sind, sodass es 
auf das Einführungsmanagement an-
kommt. Dabei stellt sich die Frage, ob und 
inwieweit unter den gegebenen Strukturen 
überhaupt neue vernetzte E-Government-
Modelle eingeführt werden können. Sind 
Verwaltungen überhaupt auf die ambitio-
nierten Verwaltungsmodelle vorbereitet 
und verfügen sie über die erforderliche 
Netzwerkkompetenz? 

Netzwerkkompetenz als 
 Voraussetzung für vernetztes 
E-Government 
Um die sachlichen Voraussetzungen für 
die Umsetzung vernetzter E-Government-

Einleitung
In den letzten Jahren hat sich gezeigt, dass 
die Potenziale von E-Government insbe-
sondere dann in einem hohen Mass er-
schlossen werden, wenn die Projekte zu 
dauerhaften, jedoch auch flexibel gestalt-
baren vernetzten Leistungsstrukturen füh-
ren. Ein Beispiel für vernetztes E-Govern-
ment stellt ein Projekt der Metropolregion 
Hamburg, die neben Hamburg Teile von 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
umfasst, dar. Ziel war es, die öffentliche 
Leistungserbringung durch gegenseitigen 
Datenaustausch unabhängig von Örtlich-
keitsgrenzen im Rahmen der Lebenslage 
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Vorhaben zu thematisieren, bietet sich der 
Begriff Netzwerkfähigkeit bzw. Netzwerk-
kompetenz an. Darunter lässt sich ganz 
allgemein die Fähigkeit und die Bereit-
schaft der an einem Netzwerk beteiligten 
Partner verstehen, die neuen vernetzten 
Leistungsstrukturen zu etablieren, in ihnen 
zu arbeiten bzw. diese zu managen und 
ggf. weiterzuentwickeln. Netzwerkkompe-
tenz hat damit eine institutionelle und eine 
personale Dimension, da die beteiligten 
Organisationen sowie die individuellen Ak-
teure netzwerkfähig sein müssen. Das 
 heisst, es muss institutionell die Fähigkeit 
(ability) vorhanden sein, und es müssen 
bei den Beteiligten sowohl die Fähigkeit 
(skills) als auch die Bereitschaft (willing-
ness) bezogen auf die Etablierung von ver-
netztem E-Government vorliegen. 

Für die Initiierung und den Aufbau  
von vernetztem E-Government bietet sich 
an, die Netzwerkkompetenz aus zwei 
 Bereichen zu thematisieren: einer Netz-
werkkompetenz, die aus einer (Public-)
Management-Sicht die sachlichen Voraus-
setzungen von vernetztem E-Government 
betont, und einer politikwissenschaftlichen 
(Netzwerk-)Sicht, mit der sich Akteure, In-
teressenkonstellationen und Macht von 
Netzwerken thematisieren lassen. Letzte-
res muss – wie noch zu zeigen sein wird – 
ebenfalls für vernetztes E-Government 
vorhanden sein. 

(Public-)Management-Sicht 
In der verwaltungswissenschaftlichen oder 
Public-Management-orientierten Literatur 
kommt der Begriff der Netzwerkfähigkeit 
oder Netzwerkkompetenz explizit de facto 
nicht vor. Der behördenübergreifende Ver-
netzungsaspekt wird unter dem Begriff 
 Public Governance als neue Steuerungs-
form zwischen Markt und Hierarchie dis-
kutiert. Dabei wird allerdings nicht auf 
 In formationstechnik und Prozesse im inter-
organisatorischen Kontext Bezug genom-
men. Netzwerkfähigkeit wird hier  vorrangig 
im Zusammenhang mit unterschiedlichen 
Leadership-Fähigkeiten1 auf gegriffen. Hier-
bei werden unterschiedliche individuelle 
Fähigkeiten diskutiert und insbesondere für 
die Managementebene  entsprechende Ei-
genschaften gefordert, wie Moderationsfä-
higkeit, übergreifendes Denken, Denken in 
vernetzten Strukturen, Steuerungskompe-
tenzen und die Fähigkeit, übergreifende 
Visionen zu entwickeln.2 Einige Autoren se-
hen die Führungspersönlichkeiten gar als 
Handwerker, deren Aufgabe es ist, das 
Netzwerk zusammenzuhalten.3 Vorsicht ist 
allerdings beim Umgang mit dem Leader-
ship-Begriff geboten, da dieser leicht zur 
Residualkategorie wird, mit der sich alles 
erklären lässt: «Im Zweifelsfall mangelndes 
Leadership».  

Neben den individuellen Kompetenzen 
werden auch institutionelle Anforderungen 
genannt, die unter dem Begriff «capacity 
building»4 diskutiert werden. Hierzu zählen 
beispielsweise ein auf das Netzwerk ausge-
richtetes Personalmanagement, die Fähig-
keit, externe Angriffe abzuwehren, und z.B. 
weitere strukturelle Voraussetzungen, die für 
ein Kontraktmanagement erforderlich sind.5

In der betriebswirtschaftlichen Netz-
werkliteratur wird Netzwerkfähigkeit bzw. 
Netzwerkkompetenz explizit diskutiert und 
auch versucht, diese empirisch zu ermit-
teln. Entsprechend konkret und weiter 
fortgeschritten als im Public Management 
ist hier die Diskussion. Auch wenn die be-
triebswirtschaftliche Literatur wenig kon-
kret auf IT-Fragen eingeht, ist sie generell 
auch für vernetztes E-Government rele-
vant, weil auf interorganisatorische Pro-
zessbeziehungen Bezug genommen wird. 

Hier wird explizit zwischen einer indivi-
duellen und einer organisatorischen bzw. 
strukturellen Dimension der Netzwerk-
kompetenz unterschieden.6 Während die 
individuelle Netzwerkfähigkeit überwie-
gend auf erforderliche fachliche und fach-
lich-methodische sowie soziale Kompe-
tenzen abzielt, die zur Etablierung der 
Netzwerke erforderlich sind, geht es bei 
der organisatorischen Sicht um struktu-
relle Voraussetzungen. Bezogen auf indivi-
duelle Kompetenzen für vernetztes E-Gov-
ernment sind beispielsweise fachliche 
Kenntnisse zu technischen Anforderungen 
zur Integration heterogener IT-Land-
schaften erforderlich, methodisch bedarf 
es beispielsweise des Wissens über Ver-
fahren, die bei vernetztem Projektmanage-
ment zum Einsatz kommen, und sozial 
sind organisationsübergreifende Team- 
und Führungskompetenzen erforderlich.7 
Die genannten Kompetenzen sind für die 
öffentliche Verwaltung nicht neu, bedürfen 
jedoch erheblicher Weiterentwicklungen, 
um dem interorganisatorischen Kontext 
von E-Government gerecht zu werden. 

Organisatorisch-strukturell kommt es 
darauf an, das Personalmanagement so-
wie Führungs-, Organisations- und Finan-
zierungsstrukturen auf die Netzwerkanfor-
derungen auszurichten. So bedarf es 
beispielsweise einer ausreichenden Res-
sourcenausstattung, mit der das gesamte 
Netzwerkvorhaben finanziert werden 
kann. Führungskonzepte sind auf den 
Netzwerkcharakter anzupassen, indem 
beispielsweise eine ausreichende Delega-
tion von Verantwortung und Entschei-
dungsfreiheit auf die am Netzwerk betei-
ligten Mitarbeitenden erfolgt. Einige 
Autoren halten bei Netzwerken ein Grenz-
management für erforderlich, da sich Re-
geln der Zugehörigkeit, der Zuständigkeit 
und der Zurechnung verändern.8 

Auch sind entsprechende Anreize zu 
etablieren, damit sich die jeweiligen Orga-
nisationen und Mitarbeitenden auch im 
Netzwerk engagieren. Bewertungssy-
steme und Controlling sind auf Koopera-
tionsaktivitäten hin auszurichten; lang-
fristig bedarf es des Vertrauens, um 
Kooperationsaufwände zu senken. Hinzu 
kommen weitere organisationskulturelle 
und kommunikative Anforderungen, die 
bezogen auf die zu etablierende Vernet-
zung organisationsübergreifend sicherzu-
stellen sind. Letzteres erfordert eine Offen-
heit der Organisation, um überhaupt 
vernetzte Leistungsstrukturen aufbauen 
zu können.  

Politikwissenschaftliche 
 Perspektive 
Während sich die Public-Management- 
und insbesondere die betriebswirtschaft-
liche Literatur sehr stark auf die sachlich-
formale Dimension der Netzwerkfähigkeit 
im Hinblick auf Managementanforde-
rungen bezieht, ist für öffentliche Leis-
tungsnetzwerke eine weitere Perspektive 
der Netzwerkfähigkeit erforderlich, die sich 
gut aus einer Politiknetzwerksicht herleiten 
lässt. Politiknetzwerke haben in der politik- 
und verwaltungswissenschaftlichen Netz-
werkforschung seit den 1990er-Jahren an 
Bedeutung gewonnen.9 In Abgrenzung zu 
E-Government-Leistungsnetzwerken er-
folgt in Policy-Netzwerken nicht die Lei-
stungserbringung, sondern die (dazugehö-
rige) «Produktion» von Politiken 
(Programme). Hier wird davon ausgegan-
gen, dass nicht mehr nur ein Akteur hierar-
chisch eine Politik festlegt, sondern unter-
schiedliche öffentliche wie private Akteure 
tendenziell eher in informellen Netzwerk-
beziehungen zusammenwirken.10 Grund-
annahme ist, dass Politiknetzwerke 
 generell über eine höhere Problemlösungs-
kapazität verfügen; sie vereinen unter-
schiedliche Sichtweisen, Wissen, Informa-
tionen und Ressourcen, sodass es zu 
einem Interessenausgleich kommt. Dabei 
wird von einem Politiknetzwerk dann ge-
sprochen, wenn unterschiedliche Akteure 
ihre Handlungen bewusst oder unbewusst 
aufeinander beziehen und damit Effekte 
auf der kollektiven Ebene erzielen.

Bezogen auf die Etablierung von ver-
netztem E-Government bedarf es eines die 
betroffenen Politikfelder unterstützen den 
Policy-Netzwerks. Denn wenn Leistungs-
netze gebildet werden, sind in der Regel 
gesetzliche Änderungen erforderlich, für 
die die Zuständigkeit bei den staat lichen 
Ebenen (Land und Bund) liegt. Die Entste-
hung des E-Government-Leistungsnetz-
werks erfordert im Regelfall Eingriffe in die 
existierende Governance-Struktur, sodass 
weiter gehende rechtliche und organisato-



«eGov Präsenz» 2/09

36 Forschung / Analyse

rische Veränderungen erforderlich sind, die 
oftmals auch zu grundlegend neuen Steue-
rungsmodi führen können. Es ist demnach 
die Fähigkeit erforderlich – bezogen auf die 
betroffenen Politikfelder –, für die notwen-
dige fachliche und politische Unterstützung 
und ggf. für gesetzliche Änderungen zu 
sorgen. Mit anderen Worten, ein wie auch 
immer geartetes politisches oder behör-
denbezogenes isoliertes Leadership reicht 
nicht aus, weil hierdurch die Unterstützung 
der unterschiedlichen Fachebenen nicht 
gesichert ist. Frido Wagener spricht in die-
sem Zusammenhang von versäulten verti-
kalen Fachbruderschaften, die über meh-
rere Ebenen (Bund, Land, Kommune) 
verlaufen und sich äusserst resistent ge-
genüber horizontaler Steuerung erwei-
sen.11 Damit gilt es nicht nur die Verwaltung 
auf der Leistungsebene zu vernetzen, son-
dern auch die beteiligten Ressorts, was 
mindestens ebenso aufwendig sein dürfte. 
Damit bedarf es – normativ gesehen – einer 
Überspannung des E-Government-Leis-
tungsnetzwerks durch ein darauf bezoge-
nes Policy-Netzwerk, das zu etablieren ist.  

In der Politiknetzwerkforschung gibt es 
jedoch kaum Literatur, die auf Netzwerkfä-
higkeiten bezogen auf ein Politiknetzwerk 
hinweist; hier geht es eher um die Ak-
teursanalyse, sodass eine andere Pro-
blemperspektive auf Politiknetzwerke vor-
liegt. Klar ist, dass es auf jeden Fall der 
Fähigkeiten bedarf, die richtigen Akteure 
zu finden, Interessenlagen zu erkennen, 
 diese auszugleichen und die politische 
 Dimension des Leistungsnetzwerks zu 
kommunizieren. Dabei kommen als Ak-
teure nicht nur die staatlichen Ebenen in 
Betracht, sondern auch die Fachleute an-
derer Kommunen, Verbände, Interessen-
vertreter, Vertreter der Wirtschaft und Wis-
senschaft, die nicht in die unmittelbare 
Umsetzung des Leistungsnetzwerks ein-
bezogen sind.12 Erforderlich ist es, die je-
weiligen Akteure der Fachebene und der 
politischen Ebene einzubinden und so eine 
Allianz für das zu etablierende Leistungs-
netzwerk zu bilden. Institutionell sind da-
gegen Vorkehrungen und Voraussetzungen 
in der Projektstruktur zu schaffen, damit 
das Policy-Netzwerk geknüpft werden 
kann. Dazu bedarf es eines Mandats, das 
über die notwendige Autorität verfügt, die 
unterschiedlichen Akteursinteressen und 
Handlungslogiken im Politiknetzwerk zu 
verknüpfen.

Ob und inwieweit die jeweilige Ausprä-
gung von Netzwerkkompetenz und insbe-
sondere Netzwerkfähigkeit im Projekt der 
Metropolregion Hamburg vorlag und wel-
che Auswirkungen dies auf das Projekt 
hatte, wird im Folgenden dargestellt und 
analysiert. 

Erfahrungen aus dem Projekt 
Metropolregion Hamburg – 
 Projektdarstellung 

Zielsetzung
Ende der 90er-Jahre entstand bereits in 
der Metropolregion Hamburg die Idee, öf-
fentliche Leistungen unabhängig von ört-
lichen Zuständigkeitsgrenzen auf der Ba-
sis elektronischer Vernetzung zu erbringen. 
Es galt zu jener Zeit als ambitioniertes Mo-
dernisierungsvorhaben, weil es nicht nur 
die Onlineabwicklung – wie seinerzeit und 
vielfach bis heute üblich – in den Mittel-
punkt stellte, sondern auch den phy-
sischen Zugang zu Verwaltungsleistungen 
erleichtern sollte. Konkret sollte es für Bür-
gerinnen und Bürger der Metropolregion 
Hamburg möglich sein, Verwaltungsvor-
gänge des Kfz- und Meldewesens, die im 
Rahmen eines Umzugs anfallen, in jeder 
Kommune der Metropolregion abzuwi-
ckeln. Die Federführung für das Projekt lag 
bei der Finanzbehörde der Hansestadt 
Hamburg, wobei Pilotierungen bereits im 
Landkreis Segeberg im Rahmen eines an-
deren Projektes vorlagen. Neben den 
Kommunen waren gleichzeitig unter-
schiedliche externe Akteure in unter-
schiedlichen Rollen und Projektphasen 
beteiligt, z.B. Verfahrenshersteller, IT-
Dienstleister und kommunale Spitzenver-
bände. Die offizielle Beauftragung für die 
Etablierung von Projekt- bzw. Teamstruk-
turen erfolgte durch einen Kabinettsbe-
schluss aus dem Jahr 2005 der drei Län-
der Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein. 

Projektphasen 
In der Rückschau lässt sich das Projekt in 
vier Phasen einteilen. Zunächst erfolgten 
Vorarbeiten von 1999 bis ca. 2004; so 
wurde u.a. eine Machbarkeitsstudie er-
stellt, die zu einem positiven Ergebnis für 
die Metropolregion kam. In einer zweiten 
Phase von 2004 bis 2006 erfolgte die Pro-
jektkonstituierung; u.a. wurden länder-
übergreifende Lenkungs- und Projekt-
strukturen mit Arbeitsgruppen eingerich-
tet, denen auch Berater und IT-Dienstleister 
angehörten, wenngleich die Federführung 
bei Hamburg lag. In einer dritten Phase, 
die von 2006 bis 2007 dauerte, wurden 
diverse Feinkonzeptionen entwickelt, wo-
bei sich hier bereits erhebliche Probleme 
mit der Fachebene, insbe sondere bzgl. 
eines gemeinsamen Prozessverständ-
nisses, abzeichneten. Für 2007/2008 war 
die Umsetzung geplant, die mit immer 
neuen Einzelanforderungen der Fachseite 
und des Datenschutzes verzögert wurde. 
Der Änderungsaufwand wurde letztlich im 
Verhältnis zur Wirkung als nicht wirtschaft-
lich eingestuft, womit das Projekt beendet 

wurde. Hintergrund war, dass mittlerweile 
die elektronische Rückmeldung im Melde-
wesen gesetzlich verpflichtend geregelt 
war und das Kfz-Wesen durch «Deutsch-
land-Online» zumindest neue Impulse be-
kommen hat. Oder anders formuliert: Der 
einstigen Idee ist im Laufe der Zeit der In-
novationsgehalt abhandengekommen. 

Ergebnisse 
Nach fast zehnjähriger Laufzeit hatte sich 
gezeigt, dass ein so ambitioniertes Vorha-
ben in der Metropolregion letztlich nicht 
umzusetzen war. Die anfangs einfach er-
scheinende und bestechende Idee, durch 
Vernetzung bestehende Zuständigkeits-
grenzen bei der Leistungserbringung auf-
zugeben und damit den Zugang für Bürge-
rinnen und Bürger zu verbessern, war 
unter den gegebenen Bedingungen letzt-
lich nicht zu realisieren. Einige Projekter-
gebnisse wurden zwar erreicht, wie diverse 
gesetzliche Änderungen, Softwareent-
wicklungen, Anpassungen von Öffnungs-
zeiten oder Formularharmonisierungen; je-
doch keine Änderungen im Arbeitsalltag, 
die zu einer spürbaren Verbesserung des 
Bürgerservices beigetragen hätten. 

Erfahrungen aus dem Projekt 
Metropolregion Hamburg – aus-
gewählte Umfrageergebnisse 
Ausgehend vom Konzept der Netzwerk-
kompetenz wurde am Ende des Projektes 
eine Umfrage unter den 68 Projektbetei-
ligten durchgeführt, von denen 31 geant-
wortet haben. Auch wenn die geringe 
Grundgesamtheit die Auswertungsmög-
lichkeiten begrenzt, können zumindest Ten-
denzaussagen getroffen werden, die einige 
Rückschlüsse auf die strukturelle wie indivi-
duelle Netzwerkfähigkeit im Projekt erlau-
ben. Zusätzlich wurde im Juni 2009 mit den 
Beteiligten ein Workshop mit dem Ziel einer 
weiteren Reflexion und Validierung der Um-
frageergebnisse durchgeführt. 

Institutionelle Aspekte der 
 Netzwerkfähigkeit 
Fragen zum Führungskonzept und Perso-
nalmanagement haben ergeben, dass nur 
die Hälfte der Befragten eingeschätzt hat, 
dass die Mitarbeitenden der Projektgruppe 
über ein ausreichendes Mandat verfügten, 
um die Anforderungen im Projekt zu erfül-
len. Auch schätzte mehr als ein Viertel der 
Befragten ein, dass die Einzelverwaltungen 
das Projekt zeitlich und finanziell zu wenig 
unterstützt haben. Hier wird deutlich, dass 
insbesondere in den beteiligten Einzelver-
waltungen das Projekt zu wenig Unterstüt-
zung fand und auch das Ressourcen- und 
das Personalmanagement nicht ausrei-
chend auf den Netzwerkcharakter des 
Projektes ausgerichtet waren. 
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Dagegen wurde von Beteiligten die Kom-
munikationsstruktur im Projekt überwie-
gend als gut eingeschätzt. Gleichzeitig sah 
aber der überwiegende Teil der Befragten 
(60 Prozent) eine Kultur der behörden- und 
länderübergreifenden Zusammenarbeit als 
nicht bzw. nicht ausreichend gegeben an. 
Während also die Projektmitglieder offen 
für das Vorhaben waren, hat es tendenziell 
Probleme bei den entsendenden Verwal-
tungen gegeben: So stimmten knapp 60 
Prozent der Befragten eher nicht oder gar 
nicht zu, dass die beteiligten Verwaltungen 
offen genug für das Vorhaben waren, was 
auf eine nur begrenzt offene Organisations-
kultur schliessen lässt.

Individuelle Aspekte der Netzwerk-
fähigkeit
Generell wurden die fachlichen Kompe-
tenzen auch im Hinblick auf den Netzwerk-
charakter als gut eingeschätzt. Das gilt für 
IT- und auch für die rechtlichen Kompe-
tenzen, wenngleich letztere nicht immer im 
erforderlichen Mass verfügbar waren.  

Ein weiterer zentraler Bereich auf der in-
dividuellen Ebene ist die politische Unter-
stützung, die nur von ca. der Hälfte der 
Befragten als gegeben eingeschätzt 
 wurde. Allerdings wurde in den offenen 
Antworten angegeben, dass zwar die Un-
terstützung der Ministerpräsidenten vor-
handen war, jedoch die beteiligten Fach-
ministerien der Länder nur sehr bedingt 
bereit waren, an konstruktiven Lösungen 
mitzuarbeiten. Hier hat es gemäss einigen 
Aussagen an der nötigen Bereitschaft ge-
fehlt, wenngleich der Kooperationswille auf 
der Projektebene von zwei Dritteln der Be-
fragten als vorhanden eingeschätzt wurde.

Auch die sozialen Kompetenzen, z.B. 
die Kommunikationsfähigkeit der Projekt-
beteiligten, wurden insgesamt als ausrei-
chend bzw. gut von den Befragten ange-
sehen, sodass auf der Projektebene die 
Teamfähigkeit für das Netzwerk durchaus 
vorhanden war. 

Insgesamt wird deutlich, dass die indivi-
duelle Netzwerkkompetenz im Hinblick auf 
die fachlichen Fähigkeiten, aber auch bezo-
gen auf den Willen zur Zusammenarbeit 
durchaus vorhanden war. Gleichzeitig wur-
de jedoch die Fähigkeit bemängelt, interdis-
ziplinär und in übergeordneten Problemzu-
sammenhängen zu denken; diese Aussage 
wird auch dadurch gestützt, dass die Pro-
jektkomplexität von den Befragten überwie-
gend als sehr hoch empfunden wurde. 

Weitere Reflexionen mit 
 ausgewählten Handlungs-
empfehlungen 
Als erstes Fazit – vorbehaltlich weiterer 
Analysen – kann eingeschätzt werden, 
dass das Projekt insgesamt zu techni-

zistisch angegangen wurde, was als ein 
generelles Problem auch bei vielen ande-
ren E-Government-Projekten im Raum 
steht. Die blosse Existenz von Potenzialen 
und damit einhergehenden Vorteilen kann 
zwar eine Idee befördern, jedoch nicht un-
bedingt die praktische Umsetzung. Das 
Metropolregion-Projekt hat gezeigt, dass 
es mit seinem Netzwerkcharakter einen 
hohen Innovationsgrad aufwies, jedoch zu-
gleich ein hohes Risiko in der Umsetzung 
bestand. Dabei stellte sich die mangelnde 
politische Netzwerkkompetenz im Projekt 
als ein Hauptproblem heraus; das haben 
auch die Interviews mit den Teilnehmern 
ergeben. Im Projekt wurde zu wenig insti-
tutionell und personell berücksichtigt, dass 
es eines politischen Unterstützungsnetz-
werks bedarf, insbesondere da die Koope-
ration zwischen den Kommunen sowie 
zwischen Kommunen und Ländern auf frei-
williger Basis erfolgte. Da es de facto keine 
hierarchischen Steuerungsinstrumentarien 
gab, hätte stärker das Instrument der Ver-
handlung und Aushandelung zum Einsatz 
kommen müssen. Bei den staatlichen Ebe-
nen hat es insbesondere an der aktiven 
Beteiligung der jeweiligen Fachministerien 
(Innen- und Verkehrsressort) gemangelt, 
sodass die fachpolitische Unterstützung 
für das Gesamtvorhaben unzureichend 
war, wenngleich die generelle politische 
Unterstützung seitens der Länder als über-
wiegend gegeben eingeschätzt wurde. 

Die Netzwerkkompetenz des zu etablie-
renden E-Government-Leistungsnetz-
werks ist entsprechend den Umfrageer-
gebnissen als gemischt einzuschätzen. 
Während die personale Netzwerkfähigkeit 
durchaus vorhanden war, was die tech-
nischen und rechtlichen Kompetenzen als 
auch die generelle Motivationsstruktur der 
Projektmitarbeiter betrifft, gab es Mängel 
in den jeweiligen beteiligten Verwaltungen 
sowie in der strukturellen Netzwerkfähig-
keit. Insbesondere sind in den Verwal-
tungen Führungsstruktur, Anreizsysteme, 
Finanzstruktur und Delegation auf das 
Netzwerk hin auszurichten. Auch sind die 
Mitarbeitenden, die von den Verwaltungen 
in das Projekt entsendet werden, entspre-
chend mit zeitlichen Ressourcen auszu-
statten, indem sie beispielsweise von ihren 
sonstigen Aufgaben freigestellt werden. 
Dieser Mangel an zeitlichen Ressourcen 
führte im Projekt dazu, dass zwar das nö-
tige fachliche Wissen generell im Projekt 
vorhanden war, jedoch nicht im notwen-
digen Umfang zur Verfügung stand. Hierin 
liegt – neben der unzureichenden poli-
tischen Netzwerkkompetenz – ein weiterer 
Grund, warum sich das Projekt über einen 
so langen Zeitraum hingezogen hat. Das 
hatte wiederum zur Folge, dass Projekt-
mitglieder wie auch die Projektleitung 

mehrfach gewechselt haben, sodass die 
Motivation über einen so langen Zeitraum 
kaum aufrechtzuerhalten war. 

Aus den Analysen und Betrachtungen 
lassen sich zahlreiche Einzelanforde-
rungen für ähnlich gelagerte Projekte ab-
leiten, wie sie die nächsten Jahre zuneh-
mend anstehen werden. Im Kern wird es 
darum gehen, die Netzwerkkompetenz 
der Verwaltung insgesamt zu erhöhen und 
die Netzwerkfähigkeit gezielt in Vorberei-
tung auf solch ambitionierte Projektvorha-
ben zu entwickeln. Nur dadurch können 
technische Pilotlösungen in den Arbeitsall-
tag der Verwaltung überführt werden, wo-
für es zusätzlich eines weiteren fachpoli-
tischen Unterstützungsnetzwerks bedarf. 
In Anbetracht der hohen Kooperationser-
fordernisse ist zukünftig ohnehin kritisch 
zu hinterfragen, ob ausschliesslich hori-
zontale bzw. auf Verhandlung basierende 
Steuerungsmuster – wie im Metropolre-
gion-Projekt – noch angemessen sind. Im 
Ergebnis ist festzuhalten, dass in der um-
fassenden Etablierung eines E-Govern-
ment-Leistungsverbundes die Innovation 
des Projektes lag, in der Einzelne schon 
einen digitalen Nordstaat ausgemacht ha-
ben. In dieser Vernetzung lag zugleich die 
Problematik für die Umsetzung, die letzt-
endlich nicht bewältigt werden konnte.
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